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Zur Wahrung der Interessen der Kinder

Neue Justiz 2/80

Gerichts wird eingeschätzt, daß die Rechtsprechung der 
Kreisgerichte generell den gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Ehescheidung bzw. die Abweisung der Klage nach 
§ 24 FGB und der Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
und der Bezirksgerichte entspricht. Es wird auch festge­
stellt, daß mit den Entscheidungen über das Erziehungs­
recht und den Unterhalt der Kinder, die Ehewohnung sowie 
die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums und Ver­
mögens der Ehegatten die Interessen der Kinder entspre­
chend gesichert werden. In den Fällen, in denen das nicht 
oder nicht ausreichend geschah, erfolgte die Korrektur 
durch die Rechtsmittelentsdieidung bzw. im Wege der 
Kassation. Die Bezirksgerichte tragen mit ihrer eigenen 
Rechtsprechung im Berufungsverfahren zur einheitlichen 
Rechtsanwendung im Eheverfahren wirksam bei.

Zur Aussöhnungsverhandlung

Die in der Arbeit der Gerichte zur weiteren Qualifizierung 
ihrer Tätigkeit auf diesem Rechtsgebiet zu lösenden Auf­
gaben werden im Bericht des Präsidiums dargelegt. So wird 
u. a. auf das Erfordernis verwiesen, die Aussöhnungsver­
handlung nach klaren Vorstellungen zielstrebig zu leiten, 
die Begründetheit und Ernsthaftigkeit des Scheidungsbe­
gehrens zu prüfen und die Prozeßparteien zu veranlassen, 
sich insbesondere zu den Umständen zu erklären, die
— sie in der Vergangenheit miteinander verbunden haben 

und für ihr persönliches Leben von Bedeutung waren;
— für die Erziehung und Entwicklung ihrer gemeinsamen 

sowie weiterer in der Familie lebender Kinder wesent­
lich waren;

— ihnen ermöglicht haben, in der Vergangenheit Kon­
flikte erfolgreich zu lösen;

— geeignet sein könnten, der Ehe auch weiterhin eine 
Grundlage zu geben;

— die Fortführung der Ehe im Interesse der Kinder oder 
eines Ehegatten erfordern;

— die Auswirkungen einer eventuellen Ehescheidung für 
die Kinder betreffen;

— die Erwartungen im Hinblick auf das künftige Verhal­
ten des anderen Ehegatten begründen;

— die Bereitschaft zeigen, das eigene Verhalten zu ändern;
— die Möglichkeiten beinhalten, ehestörende Umstände zu 

beseitigen sowie die Prozeßparteien bei der Überwin­
dung des Ehekonflikts zu unterstützen.

Zur Aufklärung des Sachverhalts

Ein wesentlicher Gesichtspunkt für die Erhöhung der 
Qualität der Arbeit der Gerichte im Verfahren ist die 
exakte Aufklärung des Sachverhalts entsprechend den 
Anforderungen, die sich aus § 24 FGB ergeben. Hierzu weist 
der Bericht des Präsidiums darauf hin, daß die Gerichte bei 
der Vorbereitung und Durchführung der streitigen Ver­
handlung noch nicht immer von der Erkenntnis ausgehen, 
daß die Feststellung aller im Einzelfall wesentlichen Um­
stände durch eine exakte Sachaufklärung die grundlegende 
Voraussetzung ist, um zu einer richtigen, überzeugenden 
Entscheidung über das Ehescheidungsbegehren gemäß 
§ 24 FGB zu gelangen. Das Verständnis für den Zusammen­
hang zwischen einer gründlichen, den Erfordernissen des 
Einzelfalls angepaßten Sachaufklärung und der richtigen 
Anwendung des § 24 FGB setzt sich in der Arbeit der 
Gerichte nur dann mit hoher Qualität um, wenn gemäß 
§ 48 Abs. 3 ZPO gemeinsam mit den Schöffen gewissenhaft 
geprüft wird, hinsichtlich welcher Umstände nach der Auf­
fassung des Gerichts übereinstimmende wahrheitsgemäße 
Erklärungen der Prozeßparteien vorliegen, welche Ausfüh­
rungen der Prozeßparteien und welche weitergehenden 
Umstände aufzuklären und welche Beweismittel zur Sach­
aufklärung zu nutzen sind. Dadurch wird es — wie im 
Bericht weiter ausgeführt wird — dem Gericht möglich, 
überzeugend festzustellen, welchen Verlauf die Ehe hatte, 
wie sich die Prozeßparteien verhalten haben, welche Aus­
wirkungen sich aus ihrem Verhalten für ihre Beziehungen 
zueinander ergeben haben, ob und wie sich der Ehekonflikt 
auf die Kinder ausgewirkt hat und welche Folgen sich für 
ihre Erziehung und Entwicklung im Fall einer Eheschei­
dung ergeben könnten.

In Übereinstimmung mit der Familienpolitik unseres Staa­
tes erfordern die Eheverfahren mit Kindern eine besonders 
verantwortungsbewußte Arbeit der Gerichte. Eine grund­
legende Aufgabe besteht darin, auf die Verantwortung der 
Eltern für die Erziehung und Entwicklung ihrer Kinder zu 
sozialistischen Persönlichkeiten Einfluß zu nehmen. Diese 
Aufgabe besteht unabhängig vom Ausgang des Verfahrens. 
Sie erfordert, gewissenhaft zu prüfen, ob Möglichkeiten 
bestehen, die Bereitschaft der Eltern zu fördern, ihre Kon­
flikte ohne Auflösung der Ehe zu überwinden.

Die Praxis zeigt, daß zwischen den Ehepartnern und im 
Leben der Familie auch Widersprüche und Konflikte auf- 
treten, die die Entwicklung der Kinder ernsthaft beein­
trächtigen. Die formale Aufrechterhaltung zerrütteter Ehen 
entspräche nicht den Interessen der sozialistischen Gesell­
schaft. Deshalb haben die Gerichte auf Antrag nach aus­
reichender Prüfung jede Ehe zu scheiden, die ihren Sinn 
für die Ehegatten, die Kinder und damit für die sozialisti­
sche Gesellschaft verloren hat. Hier hat die erzieherische 
Einflußnahme der Gerichte zur Stärkung der Verantwor­
tung der Eltern für die Kinder keine geringere Bedeutung. 
Sie gilt für die noch bestehenden persönlichen Interessen 
und Rechtsbeziehungen nach Ehescheidung. Spätere Ver­
fahren und Vollstreckungssachen im Zusammenhang mit 
der Erfüllung der Unterhaltspflicht oder mit dem zeit­
weiligen weiteren Zusammenleben in der Ehewohnung 
zeigen, wie notwendig es ist, im Eheverfahren frühzeitig 
auf ein verantwortungsbewußtes Verhalten der Eltern nach 
Scheidung hinzuwirken.

Zusammenwirken bei der Durchsetzung
der sozialistischen Familienpolitik ^

In vielen Kreisen ist das Zusammenwirken der Gerichte 
mit den örtlichen Volksvertretungen und ihren Organen, 
die Unterstützung der gerichtlichen Tätigkeit durch Kollek­
tive der Werktätigen, die Zusammenarbeit mit den Ehe- 
und Familienberatungsstellen und eine gute Öffentlich­
keitsarbeit ausgeprägt. Damit bestehen gute Voraussetzun­
gen für die Verstärkung der Wirksamkeit der Eheverfah­
ren. Der Erfolg der gerichtlichen Bemühungen um die 
Erhaltung der Ehen, die dafür noch eine Grundlage bieten, 
ist insbesondere von der Bereitwilligkeit und Aufgeschlos­
senheit der Ehepartner bestimmt. Gerade bei der Überwin­
dung von Ehekonflikten sind die individuellen Vorausset­
zungen der Ehepartner, ihr Verhalten und ihre Fähigkeit, 
hohen Erwartungen an die Partnerschaft zu entsprechen, 
von ausschlaggebender Bedeutung. Für die gerichtliche 
Tätigkeit bedeutet dies in jedem Verfahren eine differen­
zierte, auf die Umstände des konkreten Falles zugeschnit­
tene Verfahrensdurchführung und Konzentration auf die 
wesentlichen Fragen. Es kommt auf die strikte und über­
zeugende Anwendung unseres Familienrechts an, die auf 
die Einhaltung der Rechte und Pflichten der Bürger gerich­
tet ist

(Überarbeitete Fassung des Referats, das Vizepräsident 
Dr. Strasberg auf der 14. Plenartagung des Obersten Ge­
richts gehalten hat) 1 11
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